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Nr. 592. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Hamburg, 17. Dez. Aus Stockholm von geſtern iſt hier der 
Bericht eingelaufen, daß die Nachricht, Schweden habe ſich von der 
Allianz zurückgezogen, irrthümlich ſei. Aus offizöſer Quelle wird ver: 
ſichert, Schweden wolle und könne nicht Dänemark in der Stunde der 
Gefahr verlaſſen. (Vergl. die Dep. im Morgenblatt.) 

Kopenhagen, 16. Dez. Das „Faedrelandet“ von geſtern ent⸗ 
hielt ein Telegramm aus Stockholm des Inhalts, daß der König don 
Schweden mit 22,000 Mann zu Hilfe kommen werde. Das heute 
Morgen ausgegebene „Dagbladet“ bemerkt dazu, daß es telegraphiſch in 
Stockholm nachgefragt und die Antwort erhalten habe, man wiſſe dort 
von nichts. „Berlingske Tidende“ ſieht ſich noch nicht im Stande, das 
Telegramm des „Faedrelandet“ zu beſtreiten oder zu beſtätigen und er⸗ 
klärt wortlich: Wir können nur jagen, daß nach ſtockholmer Berichten, 
die als zuverläſſig anzuſehen wir allen Grund haben, Schweden in 
dieſem Augenblick eine große militäriſche Rührigkeit entwickelt. 

Kopenhagen, 16. Dez. Das eben erſcheinende „Fädrelandet“ 
ſagt; „Unſere geſtrige Mittheilung aus Stockholm beruhte auf einer 
perſönlichen Erklärung des Königs von Schweden“, und bringt folgen: 
des ſpätere Telegramm aus Stockholm: 

Daß der König definitiv den Entſchluß gefaßt hat, ein Hilfscorps 
über den Sund zu führen, iſt ganz unzweifelhaft. Depeſchen mit der 
Ankündigung ſind geſtern an die Mächte abgegangen. Es ſind große 
Beſtellungen von Armeebedürfniſſen gemacht und in den Artilleriewerk⸗ 
ſtätten herrſcht eine ungewöhnliche Regſamkeit. 

Wien, 17. Dez. In der heutigen Sitzung des Unterhauſes zog 
der Finanzminiſter, Herr v. Plener, die Geſetzesvorlage wegen der 
Perfonal: und Klaſſenſteuer zurück. 

Das heutige Abendblatt des „Wanderer“ ſagt, die Miniſterkriſis 
ſei proviſoriſch fuͤr beendigt zu betrachten, und unterliege das Verblei⸗ 
ben Schmerlings in ſeinem Amte keinem Zweifel. 

Darmſtadt, 17. Dez. Die zweite Kammer beſchloß einſtimmig, 
die Staatsregierung um ſofortige Vorlegung eines Geſetzentwurfs über 
Einführung voller Gewerbefreiheit und Freizügigkeit zu erſuchen. 

Trieſt, 17. Dez. Mit der Levantepoſt aus Athen vom 12. d. M. ein⸗ 
getroffene Nachrichten melden, daß die Nationalverſammlung jede Discuſſion 
über die joniſche Bag auf Kar ge Zeit vertagt habe. Eine Deputation 
des joniſchen Parlamentes wird hier erwartet, um ſich mit der Regierung 
über die Frage wegen der Vereinigung zu verſtändigen. 

Nachrichten aus Konſtantinopel von demſelben Tage melden, daß die 
Antwort des Sultans auf die Einladung zum Congreſſe abgegangen iſt. 
Der Sultan will dem Congreſſe beiwohnen, wenn auf demſelben nichts vor⸗ 
kommen wird, was die Integritat des kürkiſchen Reiches gefährden kann. — 
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Preußen. 
Candtags⸗- Verhandlungen. 
18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (12. Dezbr.) 
Die Tribünen dicht gefüllt. Am Miniſtertiſche die Miniſter v. Bodel⸗ 

ſchwingh, Graf Eulenburg und v. Selchow. . 

Vicepräſident v. Unruh eröffnet die Sitzung um 10% Uhr mit den ger 
wöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen und richtet darauf an den Miniſter 
des Innern die Frage, ob er bereit ſei, die Interpellation des Abgeordneten 
Bellier de Launay, betreffend die Verletzung preußiſchen Gebiets durch 
Koſaken im Kreiſe Ortelsburg, zu beantworten, und ertheilt nach Bejahung 
rage dem Interpellanten das Wort zur Begründung der Interpellation. 
bg. Bellier de Launay verlieſt zunächſt zwei briefliche Mittheilungen 
aus dem Kreiſe Ortelsburg, in welchen über die betreffenden Vorfälle aus⸗ 
3 von Augenzeugen berichtet wird. Redner fährt ſodann fort: er habe 
n ſeiner Interpellation abſichtlich nicht die Frage geſtellt, ob das Miniſterium 
von jener Grenzverletzung Kenntniß gehabt, weil er vorausgeſetzt, daß die 
preußiſchen Grenzbeamten verpflichtet feien, über dergleichen Vorfälle dem 
Miniſterium des ie fofort Bericht zu erſtatten. Die Cartell⸗Convention 


der 


mit Rußland enthalte überdies ganz poſitive Beſtimmungen hinſichtlich der 
Behandlung von Grenzüberſchreitungen. Niemand werde verkennen, daß un: 
‚ ter Umſtänden, wie die angeführten, preußiſche Staatsbürger ſelbſt den größ⸗ 
ten Gefahren ausgeſetzt ſeien, da die auf der Verfolgung flüchtiger Polen 
— Ruſſen deim Zugreifen nicht eben bedenklich zu verfahren pflegten, 
da jeder beſſer Gekleidete bei ihnen als ein Inſurgent gelte. (Heiters 
eit.) Dieſe Ueberzeugung habe denn in den preußiſchen Grenzanwohnern 
auch ſchon eine ſolche Einſchüchterung zur Folge gehabt, daß ſie ſich ſcheuten, 
Wege zu betreten, welche längs der Grenze liefen oder derſelben nahe kämen. 
Nun liege zwiſchen dem preußiſchen und ruſſichen Staatsgebiet ein neutrales 
Territorium; die Staatsregierung habe es daher in ihrer Hand, ähnliche Vorfälle 
für die Zukunft einfach durch die Erklärung zu verhindern, ſie werde fortan 
das Betreten dieſes * ſeitens der Ruſſen nicht mehr dulden. So 
werde den preußiſchen Grenzbewohnern das Gefühl der Sicherheit wiederge⸗ 
eben werden. Es ſei mithin nur eine entſprechende Inſtruction an die 
Aeeepen zu erlaſſen, damit dieſelben preußiſches Gebiet und preußiſche 
Staatsangehörige nachdrücklich gegen ähnliche Verletzungen wahren, wenn⸗ 
gleich nicht geleugnet werden könne, daß eben dieſe preußiſchen Truppen auf 
einem anderen Gebiete beſſere Lorbern würden erndten können. (Bravo.) 
Miniſter des Innern Graf zu 2 verlieſt den von dem Land⸗ 
rathe des ortelsburger Kreiſes eingegangenen Bericht, welcher beſtätigt, daß 
allerdings am 21. Nov. Koſaken bei der Verfolgung fliehender Inſurgenten 
auf 7—800 Schritt die preußiſche Grenze überſchritten und dort den Inſur⸗ 
gentenführer Joſeph v. Ciſielski, den einen polniſchen Nationalgendarmen 
— A deen deen [ügt der Herr Miniſter hinzu — und den latholiſchen 
Geist iſchen und Organiſator des Aufſtandes im Kreiſe Oſtrolenka, Lewinsli, 
angegriffen hätten; die beiden erſteren jeien an ihren Wunden geſtorben und 
ihre Leichen nach Polen hinübergeſchafft und dort begraben worden. Le⸗ 
winsti ſei als preußiſcher Unterthan zurückbehalten, und da gegen ihn ein 
Haftsbefehl des Staatsgerichtshofes ergangen ſei, nach dem Kreisgefängniſſe 
von Ortelsburg geſcha 


leit a 


worden. Der in Oſtrolenka kommandirende ruſſiſche 


Oberſt habe bei dem im Cantonnement Fürſtenwalde kommandirenden Haupt⸗ g 


mann Böttcher die Grenzverletzung entſchuldigt und zwar mit der Verſiche⸗ 
rung, daß nur lokale Unkenntniß und der dichte Nebel, welcher die Grenz⸗ 
pfähle nicht habe erkennen laſſen, die Urſache davon geweſen ſei, welchen letz⸗ 
teren Umſtand auch der durch den Oberbefehlshaber an das Kriegsminiſterium 
eingeſendete Militärbericht beſtätige, und daß Aehnliches nicht wieder vor⸗ 
kommen ſolle. Die Vorſchriften der Cartellconvention ſeien von den preußi⸗ 
ſchen Behörden ſtreng befolgt worden, nur hätten vom 0 nicht die 
competenten ruſſiſchen Civilbehörden zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes mit 
inzugezogen werben können, weil augenblicklich ſolche an der Grenze nicht 

ngirten, ſondern nur preußiſche Beamte. Auf diplomatiſchem Wege ſei 
übrigens bereits das Nöthige geſchehen, um ruſſiſcherſeits eine Remedur zu 
erlangen, und hoffe er, daß das Mefultat jedenfalls ein befriedigen: 
des ſein werde. — Ein Anhang des landräthlichen Berichts wendet ſich ge⸗ 
gen die tendenzibſen Ausſchmückungen, welche die 25 e ihren Berichten über 
dieſe waffe gegeben; nicht vier, ſondern zehn Polen, und zwar nicht 
unbewaffnet, fender die meiſten derſelben bewaffnet, ſeien über die 
Grenze verfolgt worden u. ſ. w. Der ruſſiſche Oberſt habe die Auslieferung 
des verwendeten Lewinski vom Hauptmann Böttcher zwar verlangt, ſei aber 
von dieſem an ihn, den Landrath, als Grenz⸗Commiſſar gewieſen worden, 
habe jedoch keinen weiteren Antrag an ihn geſtellt; auch hätte, ſelbſt im Falle 
ein ſolcher Antrag geſtellt werden wäre, von einer Aus F keine Rede 
ſein können, da Lewinski preußischer Unterthan und als ſolcher nach der Gars 
tell⸗Convention nicht auszuliefern ſei. 
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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Ednard Trewendt. 


Eine Discuſſion iſt von keiner Seite beantragt und wird nach einer 
kurzen perſönlichen Bemerkung des Interpellanten der Gegenſtand verlaſſen. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der mündliche Bericht der 
Commiſſion für die Geſchäftsordnung über den Antrag des Abg. Wagener 
a) und Gen., betr. die nachträgliche Ungiltigkeits⸗Erklärung der 

ahlen der Abgg. Grabow und v. Valentini (Ref. Abg. Graf Schwerin). — 
Der Antrag der Commiſſion lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen, den Antrag des Abg. Wagener (Reuſtettin) und Gen. als unzu⸗ 
läſſig zurückzuweiſen.“ 

Berichterſtatter Abg. Graf Schwerin: Zur Begründung des Antrages 
der Commiſſion werde es nur weniger Worte bedürfen. Es handle ſich um 
bereits geprüfte Wahlen. Die Verfaſſung gebe dem Hauſe das Recht, die 
Legitimation ſeiner Mitglieder zu prüfen, und die Geſchäftsordnung ſchreibe 
das Verfahren vor, welches bei der Prüfung der Wahlen beobachtet werden 
ſolle. Dieſes Verfahren ſei im vorliegenden Falle vollkommen inne gehalten 
worden. Die Antragſteller hätten ſich auf eine Petiton berufen, deren In⸗ 
halt durch ihre Verleſung im Hauſe bekannt ſei. Drei Momente ſeien es, 
die in dieſer Petition behauptet würden: 1) daß bei 40 Urwahlbezirken des 
Kreiſes Prenzlau die Atteſte über ſtattgehabte Auslegung der Liſten nicht 
vorhanden ſeien; 2) daß den von dem Magiſtrat unter den Urwahlliſten der 
Stadt beſcheinigte Auslegung nicht erfolgt ſei und 3) daß dieſes Verhältniß 
den Petenten bereits vor Prüfung der Wahl bekannt geweſen ſei, daß ſie 
aber erſt durch die Prüfung der elbing⸗marienburger Wahlen darauf zurück⸗ 
gekommen ſeien. — Die Prüfung der prenzlauer Wahlen im Hauſe habe 
ordnungsmäßig am 10. November ſtattgefunden. Bei der Prüfung der 
Wahl ſei es in der Abtheilung bereits zur Sprache gekommen, daß die Ur⸗ 
wählerliſten nicht mit der erforderlichen Beſcheinigung verſehen ſeien ſollten; 
die Abtheilung habe aber ade darauf nicht weiter eingehen zu können, 
da ein Proteſt aus dem ie nicht eingegangen ſei. 

Auch im Hauſe ſelbſt ſei dieſe Angelegenheit zur Sprache gekommen; 
das Haus ſei aber der Anſicht der Abtheilung beigetreten. Nachdem das 
Haus feine Function bei Prüfung der Wahlen ausgeübt habe, ſei res judi- 
cata vorhanden, denn wenn einmal eine Wahl für giltig erklärt worden, fei 
das Haus nicht befugt, auf den Antrag einzugehen, da derſelbe unzuläſſig 
ſei. Daſſelbe gelte in Bezug auf die Caſſirung der Urwahlen, und auch hier 
ſei die Abtheilung der Anſicht, daß der Antrag unzuläſſig ſei. — Der An⸗ 
trag biete aber noch eine andere Sette der Betrachtung dar, der die Com⸗ 
miſſion nicht geglaubt habe, ſich entziehen zu dürfen. Es ſei dies die 
Tendenz des Antrages. (hört! hört!) Er meine nicht etwa eine vorausge⸗ 
ſetzte Tendenz, ſondern die Tendenz, welche aus den Aeußerungen des An⸗ 
tragſtellers und aus den Motiven des Antrags ſelbſt, jo wie aus den Aeuße⸗ 
rungen der Organe der Partei hervorgehe, zu denen die Antragſteller 
gehörten und aus der behaupteten Analogie des bei der Prüfung der elbing⸗ 
marienburger Wahl gefaßten Beſchluſſes. De Referent verlieſt die Aeuße⸗ 
rungen des Abg. Wagener und einen Artikel der „Kreuzzeitung)“. Daraus 
gehe hervor, daß hier die Abſicht klar vorliege, Revanche für die den An⸗ 
tragſtellern mißliebigen Beſchlüſſe des Hauſes in Betreff der elbing⸗marien⸗ 
burger Wahlen zu nehmen. Der Antrag beabſichtige einen Schlag gegen 
dieſes Haus, indem es in dem Artikel der „Kreuzzeitung“ heiße, daß, wenn 
der Antrag auch nicht angenommen werden könnne, Präſident Grabow doch fein 
Mandat niederlegen müſſe. (hört! hört!) Es könne nicht en in ſein, 
und wer den Präſidenten des Hauſes kenne, wiſſe es, daß, wenn ihn irgend 
ein Vorwurf treffen könne, er ſein Mandat ſofort niederlegen würde. er 
es ſei auch eben ſo gewiß, daß das Haus es tief beklagen würde, wenn es 
den Mann, den es ſeit mehreren Jahren durch ſein Vertrauen beehrt habe, 
auch nur auf kurze Zeit aus feiner Mitte entbehren ſollte (lebhafte Zurufe). 
Dieſe Erwägung hätte der Commiſſion Veranlaſſung gegeben, dem 
in Bezug auf den moraliſchen Eindruck wo möglich den Boden unter den 
Füßen fort zu ziehen, und ſie hoffe, es werde ihr dies gelingen. \ 

Er wolle no unterſuchen, ob nicht bei der Petition, welche die Grund: 
lage des Antrages bilde, vielleicht eine Mitwirkung des Antragſtellers ſtatt⸗ 
gefunden habe (Bravo! hört!) Die Petition ſei aber an das Haus gerichtet 
geweſen und ſtatt das gewöhnliche Verfahren abzuwarten, an welche Com⸗ 
miſſion der Antrag gewieſen würde, hätten die Antragſteller es vorgezogen, 
ſich ein Eigenthumsrecht an dieſer Petition in Anſpruch zu nehmen, um ſie 
zur Grundlage ihres Antrages zu machen (bört!). Dieſes Verfahren charak⸗ 
terilive deutlich die Tendenz des Antrages (lebhafter Beifall). Der Hr. Prä⸗ 
ſident Grabow habe ſofort nach Einbringung des Antrages den dringenden 
Wunſch ausgeſprochen, die in der Petition angegebenen Shatiachen zu unter: 
ſuchen und zugleich Schritte in feiner amtlichen Eigenſchaft als Vorſteher des 
Magiſtratscollegiums in Prenzlau zur gründlichen Unterſuchung gethan. — 
Redner theilt ein Schreiben mit, in welchem derſelbe in ausführlicher Moti⸗ 
virung eine gründliche Unterſuchung verlangt. Ferner verlieſt er die amts⸗ 
eidliche Ausſage des betreffenden Decernenten, Stadtraths Reuter, in welcher 
ausführlich das Wahlverfahren (wie bereits im Einzelnen alten in erläus 
tert iſt; es geht namentlich daraus hervor, daß bei den Wahlen in Prenzlau 
auch diesmal das ſtets ſeit 1849 beobachtete Verfahren eingehalten worden 
ſei, daß nämlich die Urwählerliſten combinirt mit den Abtheilungsliften vom 
13. bis 15. Sept. ausgelegen hätten. Aus dieſen Liſten ſei deutlich zu er⸗ 
ſehen geweſen: der Name der Urwähler, die Steuerſtufe und die Abtheilung, 
alſo alles Weſentliche. Mit dieſer Ausſage ſtimmten nun auch die anderen 
Ausſagen vollſtändig überein und die ebenfalls überſandten Wahlakten des 
Magiſtrats. Nach dieſen Ermittelungen hätte die Commiſſion für feſtgeſtellt 
erachten müſſen, daß die Urwähler⸗ und Abtheilungsliſten wirk⸗ 
lich in der in dem Atteſte angegebenen Zeit ausgelegen haben, 
daß wenn die Petition auch vor der Giltigkeitserklärung dem Haufe bekannt 
geweſen wäre, die en nicht würde haben ausgeſprochen werden 
können, daß endlich die Bezugnahme auf die Wahl im elbing⸗marienburger 
Wahlbezirk in keiner Weiſe zutreffe. Die Commiſſion habe in dieſer materiel⸗ 
len Beziehung keinen Antrag geſtellt, ſie überlaſſe es dem Hauſe und 
dem Lande, ſich aus den vorliegenden Thatſachen ein Urtheil zu bilden 
Lebhaftes Bravo). 8 f 
Abg. Hübner (gegen den Antrag der Commiſſion): Die Sache ſei für 
ihn an ſich wichtig, deshalb habe er den Antrag des Abg. Wagener mit un⸗ 
terſchtieben. Schon aus den Erklärungen des Referenten gehe hervor, daß 
Unregelmäßigkeiten bei der betreffenden Wahl ſtattgefunden. Die Urwähler⸗ 
liſten und die Abtheilungsliſten hätten in derſelben Zeit ausgelegen, und 
dies begründe die abſolute Nullität des ganzen Wahlverfahrens. Denn habe 
in dieſem Falle z. B. ein Urwähler ſich überzeugt, daß er am rechten Orte 
eingetragen ſtehe, ſo könnten nachträgliche Reclamationen gegen die Abthei⸗ 
lungsliſte ihn in eine niedrigere Klaſſe bringen, ohne daß er es rechtzeitig 
erführe. Die Frage, ob eine Anfechtung der in Rede ſtehenden Wahlen jetzt 
noch zuläſſig ſei, hätten auch die Antragſteller ſich vorgelegt, und bejaht. 
Ein wohlerworbenes Recht Dritter werde dadurch nicht verletzt, denn von 
einem ſolchen Rechte könne erſt die Rede In, wenn es ſich um eine als 

iltig anerkannte Wahl handle. Unzweifelhaft ſei es Pflicht des Hauſes, zu 
jeder Zeit die Wahrheit zu erforſchen und ſelbſt einen irrigen Beſchluß zu 
rectificiren, ſobald ſich noch nachträglich gewichtige Gründe dafür ergeben. 
Im umgekehrten Falle würde das Haus gewiß nicht anſtehen, in ſolchem 

inne zu verfahren, und eine Wahl für giltig erklären, welche etwa nur 
durch irgend ein Verſehen kaſſirt worden wäre. Was nach einem richterlichen 
Urtheile nicht mehr moglich ſei, nämlich eine res integra zu ſchaffen, dem 
ſtehe hier nichts entgegen. Beſchließe das Haus in dieſem Sinne, ſo könne 
dadurch das Vertrauen der Majorität im Lande nur gekräftigt werden. Red: 
ner ſchließt mit der Verſicherung, daß er für ſeine Perſon, ſolchen Inſinua⸗ 
tionen gegenüber, ſeinen Platz im Hauſe nicht zehn Minuten behaupten möchte. 

Abg. Reichenheim: Man ſollte nach den e des Vorredners 

lauben, daß der Antrag aus einem gewiſſen Rechtsgefühl hervorgegangen 
ei; auf ihn jedoch habe er dieſen Eindruck nicht gemacht. Derſelbe ſei un⸗ 
leugbar tendenziös; er ſei nicht blos ein Schlag gegen das Haus, wie der 
Referent ſchon geſagt, ſondern zugleich ein Schlag gegen die Perſon des Prä⸗ 
ſidenten. Dies ergebe ſich aus einem Artikel der „Kreuzzeitung“ vom legten 
Dinſtage (Redner verlieſt die Stelle), welcher eine förmliche Denunciation 
gegen einen der ehrenwertheſten Männer des ganzen Volkes enthalte. (Bravo!) 
In einer anderen Stelle handle es ſich um feine (des Redners) Perſon, und 
werde geſagt, daß er ſeine Diäten den unbemittelten Wahlmännern überweiſe 
und werde denſelben dies jedesmal vor der eg: bekannt gemacht; er er⸗ 
kläre deren Inhalt für eine Infamie. (Der Vicepräſident unterbricht den 
Redner mit der Aufforderung, beim Gegenſtand der Debatte zu bleiben.) — 


trage 


Zeitung. 


Expedition Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Zagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 18. Dezember 1863. 


Zur einfachen Tagesordnung dürfe über die Petition nicht übergegangen 
werden; das Haus müſſe urtheilen, und er beantrage zu dem Commiſſions⸗ 
antrage den Zuſatz zu machen: „und die Petition zurückzuweiſen“. — Dieſer 
Antrag wird ausreichend unterſtützt. 

Abg. Dr. Koſch: Er müſſe die Argumente des Abg. Hübner beſtreiten, 
denn wenn das Haus eine Wahl für glei erklärt habe, jo ſei damit zugleich 
anerkannt, daß alle Betheiligten ihr Wahlrecht in geſetzlicher, giltiger Weiſe 
geübt. Der tendenziöſe Charakter des Antrages ſei unverkennbar: Schaden⸗ 
freude und das Verlangen nach Revanche für eine erlittene Niederlage haben 
ihn dictirt. Man habe einen Schatten werfen wollen auf den Charakter eines 
ehrenhaften Mannes, und nicht bedacht, daß dabei der alte Spruch ſich be⸗ 
währen dürfte: „Wer Andern eine Grube gräbt, fällt oft ſelber hinein.“ 
Man ſollte Anträge, die den Schein der Gerechtigkeit für ſich haben, nicht 
ſtellen, ohne die Gewißheit, daß man fie auch beweiſen könne. Er meine, das 
Haus dürfe überhaupt eine Fortſetzung dieſer Debatte nicht wünſchen, da die 
— des Hauſes und die Würde des angegriffenen Mannes dies verbieten 
müßten. 

Abg. Reichenſperger: Er halte den Antrag ebenfalls für unzuläſſig, 
glaube aber auch, daß deshalb das weitere Eingehen auf die Sache 5 
nicht zuläſſig ſei und deshalb ſei auf die Petition nicht näher Rückſicht zu 
nehmen. Es liege aber auch im Intereſſe der Sache ſelbſt, auf die Details 
der Petition nicht näher einzugehen, denn er könne ſich der Wahrnehmung 
nicht verſchließen, daß bei der betr. Wahl nicht Alles in Ordnung vr 
fei. — Der allgemeinen Motivirung des Antrags der Comm. durch den Re⸗ 
ferenten, könne er nicht beitreten, denn das Prinzip, daß jede vom Haufe 
genehmigte Wahl, auch unumſtößlich feſtſtehe, ſei nicht haltbar. Wenn z. B., 
nachdem ein Verſehen vorgefallen, es ſich herausſtellte, daß ein Gewählter 
die im Art. 74 der Verf.⸗Urk. vorgeſehenen Eigenſchaften nicht beſitze, fo 
werde ein ſolcher Abg. nicht das Recht für ſich in Anſpruch nehmen wollen, 
daß er nun das Recht erlangt habe, drei Jahre lang Mitglied des Hauſes 
zu fein. Gewiſſermaßen ſei die Sache eine res judlicata, aber gegen eine 
ſolche ſei nach allen Rechten Reſtitution zuläſſig. Im 1 Falle 
greife dieſe Rückſicht nicht Platz; denn wenn die Petenten die Angelegenheit 
vor der Prüfung der Wahlen bereits gekannt und damals die Bedenken nicht 
geltend gemacht hätten, ſo ſei die Friſt eben vorüber und ſtimme er deshalb 
dem Comm.⸗Antrage bei, aber gegen den Antrag Reichenheim, der, wenn der 
Antrag des Abg. Wagener unzuläſſig ſei, ebenſo unzuläſſig ſei wie dieſer. 

Abg. v. Bonin: In der Commiſſion ſei die Frage erwogen worden, 
welchen Einfluß die Bedenken auf die Wahl gehabt haben würden, wenn ſie 
vor der Prüfung derſelben geltend gemacht worden wären; es ſei aber con⸗ 
ſtatirt worden, daß die Abtheilungsliſten ausgelegen hätten, daß ſoge gegen 
dieſelben Ausſtellungen gemacht und berückſichtigt worden ſeien. Durch die 
Giltigkeitserklärung einer Wahl im Hauſe erlangten eine Anzahl von Per⸗ 
ſonen innerhalb und außerhalb des Hauſes ein Recht auf Grund des Art. 
74 der Verf.⸗Urk. — Wenn der Abg. Hübner geſagt habe, daß bei einer 
derartig bemängelten Wahl gleichſam eine Art Schamgefühl ihn veranlaſſen 
würde, ſofort ſein Mandat niederzulegen, ſo wiſſe er nicht, wozu dieſe In⸗ 
ſinuation eigentlich dienen ſolle. (Hört! Hört!) Die Bedenken ſeien in der 
Abtheilung und im Hauſe zur Sprache gekommen und zurückgewieſen, und 
ſchon dies ergebe, daß bei der Prüfung mit großer Gründlichkeit verfahren 
worden ſei. Da die Commiſſion den Antrag für unzuläſſig balte, ſo könne 
ſie auch auf die Baſis deſſelben, auf die Petion, nicht ein; ehen. Die Com⸗ 
miſſion ſei der Anſicht, daß der Antrag ſelbſt an "Unvegelmäkigteiten leide, 
die ihm das Wort nicht redeten, denn die Antragſteller hätten die Petition 
dem Hauſe üb ergeben müſſen und nicht ſelbſt benutzen dürfen. Er habe ſich ge⸗ 
wundert, daß die große Fraction der ſogenannten Conſervativen mit ihren 
ariſtotratiſchen Elementen (hört N dem Antragſteller auf feinem Wege gefolgt 
ſei (ſehr ul das heißt auf Umwegen ein Ziel erreichen wollen, wel⸗ 


ches man auf geradem Wege nicht erreichen könne. (Bravo) Er empfehle 
deshalb den Antrag der Commiſſion. ‘ 9 ieh 


Abg. Dr, Gneiſt: Die Antragſteller legten ſonſt fo viel Wert 
Präcedenzfälle; in keinem Lande, namentlich aber nicht im engliſchen Parla⸗ 
ment, ſei ein Antrag dieſer Art je erhört geweſen. Es verletze derſelbe zwei 
weſentliche Momente, ohne die keine Wahlkörperſchaft zu denken ſei. Erſtens 
nämlich die abſolute Nothwendigkeit einer Friſt, innerhalb deren allein die 
Wahl angefochten werden könne, und dann die abſolute Endgiltigkeit der 
und durch die 1 9 1 „ ſelbſt. Die 1 werde durch die 
Verfaſſung ehpeieht; hinſichtlich der erſteren treffe die Geſchäftsordnung die 
erforderlichen Beſtimmungen. Ein Antrag dieſer Art greife die Rechtsbeſtän⸗ 
pre jeder Wahlverſammlung an; er mache die Sitze aller Mitglieder pro- 
viſoriſch (ſehr gut). Alle parlamentariſchen Verſammlungen Europas hätten 
in dieſer Beziehung ſtets dergleichen Anträge für unzuläſſig gehalten. Mit 
dem Antrage höre der Begriff der Legitimationsprüfung überhaupt auf. Es 
ſei dies ein Verſuch einer Fraction oder Faction, an die Stelle der Legitima⸗ 
tionsprüfungen in jedem Momente eine jede der Faction mißliebige L 
zu kaſſiren. Es ſei dies der revolutionärſte Antrag, der in dieſem Hauje 
jemals a worden ſei (ſehr wahr), und es bezeichne deutlich die Stellung 
der conſervativen Partei, daß er von dieſer ausgegangen (anhaltende Heiter⸗ 
keit). Es gehe daraus hervor, daß dieſer Antrag nicht aus einem ürf⸗ 
niſſe des Rechtsgefühls hervorgegangen iſt. ürde dieſem Antrage Folge 
Hue dann könnten wir in jeder Seſſion das Schauſpiel erleben, daß die 


auf 


arteileidenſchaft eine oder die andere Fraction beſtimmte, den Gegnern die 
sitze gegenſeitig zu 5 In dieſer Beziehun 
die Antragſteller darauf aufmerkſam machen, wie gefährlich ein ſolches Ver⸗ 
fahren für eine Fraction von 30 Mann gegenüber einer Majorität von 300 
1 ſein würde. (Heiterkeit und Beifall.) 

Der vom Abg. v. Sau W e beantragte Schluß der Dis⸗ 
cuſſion wird angenommen. — Abg. v. Valentini erklärt in perſönlicher 
Bemerkung, daß er ſich der Abſtimmung enthalten werde. 

Abg. Wagener (Neuſtettin): Sein Antrag ſei weder gegen die Perſon 
noch gegen die Präſidialſtellung des Abg. Grabow gerichtet geweſen; er habe 
ſich nicht erlaubt, auch nur gal e einen ſolchen Verdacht geltend zu machen, 
wie leider bei der elbinger Wahl gegen den Landrath Parey geſchehen, d 
Herr Grabow die Attefte wider beſſeres Wiſſen unterſchrieben. Er wiſſe wohl, 
daß der Oberbürgermeiſter einer großen Stadt beim beſten Willen nicht Alles 
ſelbſt zu prüfen im Stande jei; aber man hätte auch bei dem — Parey 
denſelben Grundſat gelten laſſen ſollen, der ſich ja nicht minder auf ſeinen 
Kreisſecretär verlaſſen müſſe. Er verwahre ſich ferner dagegen, daß ſein An⸗ 
trag die loyale parlamentariſche Sitte verletze oder den geraden Weg verließe, 
wie ein Vorredner geſagt habe. Er und ſeine Freunde müſſe er endlich da⸗ 
Pai verwahren, daß ſie für alle Aeußerungen der allerdings mit ihnen in 

eziehung ſtehenden Preßorgane verantwortlich gemacht würden. Er müſſe 
auch das en ih daß 300 Mitglieder weit leichter die Wahl von 30 Mit⸗ 
gliedern kaſſiren können, als umgekehrt. Wenn der Zweck des Antrages nur 
deſſen Annahme geweſen wäre, ſo würde derſelbe wahrſcheinlich gar nicht ge⸗ 
ſtellt worden ſein. (Anhaltende Heiterkeit.) Er habe noch andere Zwecke ger 
habt (Heiterkeit), und zwar ſehr erlaubte und ſehr gerechtfertigte Zwecke. 
Durch den Antrag hätten er und feine Freunde aus der Vertheidigung der 
Nothwehr zum Angriff übergeben wollen. Sie hätten dem Haufe zum Bes 
wußtſein bringen wollen, daß die Würde des Hauſes durch die Würde feiner 
Mitglieder repräſentirt werde, und dieſe Repräſentation fi auf die Mitglie⸗ 
der ſeiner Fraction erſtrecke; daß alſo alle Mitglieder mit gleichem Maß ger 
meſſen werden müßten. Es ſei auch nicht wahr, daß es keinen Präcedenzfall 
in Bezug auf den nn when Fall gäbe, wie der Abg. Gneiſt meine. Er 
erinnere nur an den Wilkes'ſchen Fall, wo ſich das — Parlament noch 
weit ärgerer Willkürlichkeiten ſchuldig gemacht habe. 

Der Antrag habe überdies den Zweck gehabt, daran zu erinnern, daß in 
Bezug auf die Wahlen wir . l : 
die bei 4 7 5 der elbing⸗marienburger Wahl ihrer ſittlichen Entrüſtun 
ſo beredten Ausdruck gegeben. Er habe aber auch die Stellung des Hauſel 
zu ſchon geprüften Wahlen kennen lernen wollen, da er von Thatſachen ver⸗ 
nommen, die in der Unterſuchun . zur Sprache gekommen ſind 
und möglicherweiſe von anderer Seite Ungiltigteitsanträge hätten zur Folge 
abe können. (Heiterkeit! Hört). Man habe von dem Antrage geſagt, er 
habe einen moraliſch ſchlechten Eindruck gemacht; er frage doch, ob die Ma⸗ 
orität des Hauſes mit der ra ar oral einen guten Eindruck 

r geigen San bezweckt habe (Heiterkeit! Ref. Nein!). Sie wollten nur 
mit gleichen Waffen kämpfen und in politiſchen Parteikämpfen ſei es übers 
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möchte er aber doch 


Sünder ſeien, namentlich die Herren, 
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5 haupt eine untergeordnete Frage, ob ein ſolcher Antrag Jemand mißgeſtimmt 
5 oder wohlgeſtimmt mache. ! B 

n der fachlichen Behandlung könne er kurz fein, da er auf wörtliche 
Aeußerungen der Redner der Majorität bei den 1 7 Wahlen Bezug neh⸗ 
men könne. Der Redner entwickelte nun, ſich an die Ausführungen des Abg. 
Reichenſperger anlehnend, daß die in der Petition gerügten Unregelmäßig⸗ 
keiten bei den prenzlauer Wahlen wirklich vorgekommen 1 Namentli 
ſei es nach dem Reglement nicht ſtatthaft, daß nur eine Urwählerliſte aus⸗ 
gelegen habe und daß dieſe mit den Abtheilungsliſten combinirt geweſen ſei, 
indem mit Rothſtift neben den Namen der Urwähler die Klaſſe angezeigt 
8 geweſen wäre. Er citirt zugleich Aeußerungen von Immermann und nt e 
1 ckenbeck, die ein gleiches Verfahren bei der Prüfung der elbinger Wahl ge⸗ 
tadelt. Namentlich rügt er die Aeußerungen Immermann's, daß der Land⸗ 
rath Parey abſichtlich wider beſſeres Wiſſen die 1 5 ausgeſtellt habe. 
Er ſchließt: er wolle in ſeinen Ausführungen nicht fortfahren, da er ja doch 
auf Annahme ſeines Antrages nicht rechne und ſchließt mit dem Wunſche, 
das Haus möge den Satz beherzigen: Was Du nicht willſt, das Dir ge⸗ 
ſchieht, das thue auch keinem Andern nicht (Anhaltende Heiterkeit). 

Abg. Immermann lin einer perſönlichen Bemerkung): Er traue jedem 
Mitgliede des Hauſes und ſo auch dem Abgeordneten für Neuſtettin den alen 
ib Reſpect der Wahrheit zu, wie ſich ſelber, demgemäß aber müſſe er erklären, 
} es habe Herr Wagener entweder bei der Discuſſion über die elbing⸗ma⸗ 
) rienburger Wahlen nicht zugehört, oder derſelbe ſei momentan nicht bei ſei⸗ 

} nem ſonſt jo ſcharfen Auffaſſungs⸗Vermögen geweſen (Heiterkeit), da ſeine 
N (des Redners) Aeußerung wörtlich gelautet habe: „Der Landrath Parey hat 
ö wider beſſeres Wiſſen objectiv ein unrichtiges Atteſt ausgeſtellt“. In den 
Worten „wider beſſeres Wiſſen“ liegt nicht zugleich der Begriff des Dolus, 
} und er laſſe in ick Rückſicht das Urtheil über den Landrat) Parey dahin: 
5 geſtellt. Uebrigens halte er dafür, daß die vorliegende prenzlauer Liſte fac⸗ 
{ 


tiſch eine Abtheilungsliſte ſei. — Abg. Wachler: Der Erwähnung des 
Abgeordneten für Neuſtettin gegenüber, er und ſeine Genoſſen hätten gehört, 
daß die Unterſuchungscomm. ähnliche Anträge zu ſtellen beabſichtige, wie den 
in Bezug auf die prenzlauer Wahlen vorliegenden, müſſe er als Vorſitzender 

0 dieſer Commiſſion erklären, daß dem nicht h fei, da die Commiſſion nur 

zur ag geſetzwidriger Wahlbeeinfluſſungen niedergeſetzt wor⸗ 
den ſei. Der Abgeordnete für Neuſtettin hätte nicht einmal nöthig gehabt, 
hier noch ein beſonderes Präjudiz gegen ſich und ſeine Genoſſen durch eine 
derartige 1 zu ſchaffen. ; } 

Berichterſtatter Abg. Graf Schwerin. Das Geſetz beſtimme nur, die 
Urwähler⸗ und die Abtheilungsliſten ſollen ausliegen, es ſage aber nicht, 
daß jede beſonders ausliegen müſſe. Es komme vor Allem darauf an, 
daß die Abtheilungsliſten im vorliegenden Falle wirklich ausgelegen haben, 
und das ſei thatſächlich geſchehen. Wenn der Abg. Wagener behaupte, daß 
nur eine große Urwählerliſte ausgelegen habe, in welcher bei jedem Namen 
die Ziffer der Abtheilung mit Rothſtift bezeichnet geweſen wäre, ſo ſei das 
faktiſch unrichtig, denn es hatten neun beſondere Abtheilungsliſten ausgele⸗ 
gen. Wenn derſelbe Abgeordnete zugegeben hat, ſein Antrag ſei nur in der 

eberzeugung geſtellt, derſelbe werde nicht angenommen werden, ſo ſei da⸗ 
mit nur zugeſtanden, was er (Redner) im Eingange ſeiner Vorbemerkungen 

habe beweiſen wollen. Somit ſeit der Pfeil auf den Schützen 33 

und zu ihrer moraliſchen Niederlage hätten die Antragſteller auch noch 

eine formelle Niederlage gefügt. Aehnliche W etitionen gegen 
bereits für giltig erklärte Wahlen, z. B. gegen die Wahlen in den Kreiſen 

Belgard (wo der Abg. Wagener gewählt iſt) und Dramburg (hört! hört! 

ſeien von dem Präſidenten einfach zu den Akten geſchrieben worden. Gegen 

den we Abg. Reichenheim hätte er ſeitens der Commiſſion nichts 
einzuwenden; allein das Haus habe die Petition, die nicht als ſolche einge⸗ 
reicht ſei, nur als Motiv zu dem Antrage zu betrachten, und das Eine werde 
mit dem Andern erledigt ſein. Von einem falſchen Atteſte, welches Ober⸗ 
bürgermeiſter Grabow ausgeſtellt, könne keine Rede ſein, Niemanden dort 
treffe der leiſeſte Vorwurf; und die Commiſſion ſei der Anſicht, daß die dor⸗ 
tigen Wahlen für giltig erklärt worden ſein würden, auch wenn alle dieſe 

Ausſtellungen vor ihrer Prüfung erhoben worden wären. Er befürworte 

die Annahme des Commiſſionsantrages (Bravo.). 

Abg. Reichenheim: Er ziehe nach den Ausführungen des Referenten 
fein Amendement zurück. — Bei der Abſtimmung wird der Commiſſtonsan⸗ 
trag vom Haufe einſtimmig (wie der Vice⸗Präſident bemerkt) „mit Aus⸗ 
nahme der Antragſteller“ angenommen. — Abg. v. Vincke⸗Olbendorff: 
Er wünſche, es möge das Haus die Bitte an Teinen würdigen Präſidenten 
richten, möglichſt bald in jeine Mitte und an ſeine 5 zurückzukehren. 
(Bravo.) — Vice⸗Präſident v. Unruh: Er habe eine ſolche Aufforderung 
bereits bor der Sitzung an den Präſidenten Grabow gerichtet, derſelbe ſei 
eſtern nur durch Krankheit von der Rückkehr abgehalten worden, hoffe aber, 
beute Abend abreiſen zu können. (Bravo. 

Das Haus und die Tribünen lichten 5 

Es folgt der Bericht der 97 ton über den Etat der Berg: 

werks⸗, Hatten: und Salinen verwaltung. — Referent Abg. Dr. 

v. Carnall. Bei der Einnahme macht Abg. Dr. Hammacher auf die er⸗ 

hebliche Abnahme der Bergwerksabgaben aufmerkſam und auf die Hinder⸗ 

niſſe, welche dem Bergbau noch immer im Wege ſtänden. Er conſtatirt, daß 
er mit großer Genu 7 die neuliche Erklärung des Handelsminiſters 
vernommen habe, daß die Staatsregierung dem Projekte der Herſtellung eines 

Kanals zwiſchen Rhein und Elbe fortgeſetzt ihre Aufmerkſamkeit widme und 

wünſcht, daß die Regierung darüber die 1 nicht aus dem 

Auge verlieren möge. Indem der Redner den Betrieb der ſaarbrücker Berg⸗ 

werte dern rt, glaubt er dem Hauſe von der Thatſache Kenntniß geben zu 

müſſen, daß die Staatsregierung durch Vermittelung fremder Regierungen 

Eiſenbahnbeamte zu Agenten für den Verkauf der Kohlen gemacht habe. Er 

hege die Hoffnung, daß die Staatsregierung geneigt ſein werde, von derar⸗ 

2 Maßregeln einer Concurrenz gegen den Privat⸗Bergbau Abſtand zu 

nehmen. 

Der Reg.⸗Commiſſar, Miniſterial⸗Director Krug v. Nidda erklärt, daß 
en in Ausſicht ſtänden, um den Bergbau von der Bevormundung 
zu befreien. Eine Concurrenz gegen die ee Bergwerke werde nicht 
ausgeübt, die Regierung könne aber ein Abſatzgebiet nicht aufgeben, welches 
die fiscaliſchen Bergwerke in Saarbrücken ſeit langer Zeit gehabt hätten. 
Nicht durch Staatsverträge, ſondern nur durch Vereinbarung der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen ſeien die Tarife und Koſtenpreiſe feſtgeſtellt und auf den vers 
ſchiedenen Eiſenbahnſtationen dem Publikum bekannt gemacht worden. — Abg. 
Dr. Hammacher erwidert, daß die Eiſenbahnbeamten jede Auskunft er⸗ 
theilten und ſogar Beſtellungen annähmen. — Nach einigen berichtigen⸗ 
den Bemerkungen des Referenten v. Carnall wird dieſer Gegenſtand ber- 
laſſen. — Bei den Ausgaben 5 die Commiſſion, bei dem Titel der 
Ober⸗Bergämter die Abſezung von 6398 Thlr. (Diäten und Perſonenkoſten 
4000 Thlr. zc.). — Abg. Operweg bekämpft dieſen Antrag, weil ſchon mit 
Rückſicht auf die nicht erhebliche Beſoldung der betreffenden Beamten die 
Summe von 4000 Thlr. nicht zu hoch ſei. Adoptire das Haus die Grund⸗ 
fäße der N ſo werde das Reiſen ganz aufhören. Die Bewilligung 
der 4000 Thlr. u im Jud J des Staates und beantrage er dieſelbe. — 
Die Abg. Lent, Sello und Wachler befürworten den Commiſſions⸗An⸗ 
trag; der letztere weiſt beſonders darauf hin, daß das Inſtitut der Ober⸗ 
Bergämter ein völlig verfehltes ſei, welches in kürzeſter Friſt wieder reorga⸗ 
niſirt werden müſſe. — Der Reg.⸗Commiſſar . daß eine Er⸗ 
ſparniß an dieſer Stelle am 1 angebracht ſein würde; das Haus 
* genehmigt jedoch den Commiſſions⸗Antrag mit großer Majorität. 

9 Die übrigen Poſitionen geben zu keiner Discuſſion Veranlaſſung und wer⸗ 
den genehmigt; desgleichen ohne Debatte der Bericht der Bupget⸗Commiſſion 
über den Jahresbericht der ‚Staatsſchulden⸗Commiſſion pro 
1861. Referent Abg. Reichenheim. an, 92555 

Es folgt der erſte Petitions bericht der Gemeinde⸗Commiſſion. 
— Eine Petition des Magiſtrats zu Liegnitz, betreffend eine neue geſetzliche 
Regelung der Servis⸗Entſchädigung, wird ohne 1 mit dem Geſuche 
um möͤglichſte Beſchleunigung der in dieſer Sache ſchwebenden Verhandlungen 
der Regierung überwieſen. — Ueber eine Petition der Gemeinde Hilbringen 
im Kreiſe Merzig, welche ſich über die angeblich ihre Intereſſen verletzende 
Feſtſtellung des Vetriebsplanes für ihre Eichenforſten durch die königl. Re: 
ierung zu Trier beſchwert und die Genehmigung zur Umwandlung ihrer 
Hochwaldbeſtände in Schälwald wünſcht, erhebt ſich eine längere Debatte, an 
der ſich die aben. Cornely, v. Benda, Graf Schwerin, v. Mitſchke⸗ 
Collande, v. Ammon, v. Diederichs und der Re ierungs⸗Com⸗ 
miſſar betheiligen. Ohne ein Urtheil zur Sache abzugeben, beſchließt das 
Haus, einem vom Abg. Cornely geſtellten Antrage gemäß, die betreffende 
en der königl. Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. — 
ie übrigen Petitionen werden theils durch einfache, theils durch moti⸗ 
virte Tagesordnung erledigt. Von allgemeinem Intereſſe iſt nur eine 
Petition des früheren Abg. Dr. Fellenberg zu Finſterwalde, der ſich darüber 
beſchwert, daß ſeine Wahl zum unbeſoldeten Beigeordneten ſeitens der königl. 
Regierung zu Frankfurt und des Ober⸗Präſidiums zu Potsdam ohne Angabe 
der Gründe nicht beſtätigt worden ſei; da eine Verpflichtung der Regierung 
dazu nicht vorliegt, hat die Commiſſion nur empfehlen können, zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen, welchem Antrage das Haus ohne Discuſſton beitritt. 

* s folgt die Berathung des erſten Berichts der Petitionscom⸗ 

miſſion. Zur erſten Petition hat der 66jährige Veteran Braun zu Fließen 
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Wirthſchaft empfindlichen Schaden leiden würde. — 
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(Reg.⸗Bez. Trier) das Petitum geſtellt, ihm zur Wiedererlangung der ihm 
ult. Jan. 1856 mit Unrecht entzogenen Krieger⸗Unterſtützung von 12 Thlr. 
jährlich zu verhelfen, ſowie auch zur Schadloshaltung für den Verluſt in der 
n ya Der Antrag wird dem Antrage der Comm. gem. der Staatsreg. 
ehufs Berückſichtigung überwieſen. — Die Halbſpännerwittwe Kracke zu 
Mieſte bei Gardelegen petitionirt um Entlaſſung ihres einzigen im Oktober 


— — 


ch d. J. bei der magdeburgiſchen Artillerie⸗Brigade eingeſtellten Sohnes. Die 


Comm. beantragt Uebergang zur T.⸗O., da die Wittwe im Beſitze eines ſo 
groben Hofes jei, daß ſie auch ohne den Sohn ſich Hilfe ſchaffen könne. — 

bg. Parriſius (Gardelegen) ſtellt dagegen den Gegenantrag auf Ueber⸗ 
weiſung zur Berückſichtigung an die Staatsreg., indem er ausführt, daß die 
Petentin ohne Hilfe ihres einzigen Sohnes bei ihrer nicht unbedeutenden 
Seine Ausführungen 
wurden unterſtützt durch die Abgg. Rhoden, Dr. Metzig und Bender, wäh⸗ 
rend der Referent, General Lehmann und die Abg. Gneiſt, v. Bonin, v. Sta⸗ 
venhagen die Annahme des Comm.⸗Antrages empfehlen. Bei der Abſtim⸗ 
mung wird die T.⸗O. abgelehnt und der Antrag des Abg. Parriſius (Garde⸗ 
Ion) angenommen, 

bg. Wachler ſtellt wegen der Wichtigkeit der nächſten Petition: (Ber 
ſchwerde des Rectors Marcus zu Gumbinnen wegen Androhung der Conceſ⸗ 
ſions⸗Entziehung für den Fall, daß er die Redaction des „Bürger: und 
Bauernfreundes“ nicht niederlege), den Antrag auf Vertagung; Abg. Rohden 
und v. Bockum⸗Dolffs unterſtützen denſelben wegen einer A 5 der 
Budget⸗Commiſſion; das Haus tritt demſelben bei. — Der Präſident ſetzt 
auf die morgende Tages⸗Ordnung noch einige kleine Commiſſtonsberichte, 
hinſichtlich denen das Haus die Dispenſation von der dreitägen Friſt ertheilt. 

Schluß der Sitzung: 3 Uhr. Nächſte Sitzung: morgen 10 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Adreßdebatte. 

Berlin, 17. Dez. [Se. Majeftät der König] nahmen heute 
von 12 Uhr ab die Vorträge des Kriegs-Miniſters und des Militär⸗ 
Kabinets entgegen. f 

[Der Prinz Friedrich Carl] empfing im Laufe des geſtrigen 
Tages mehrere höhere Offiziere und hatte auch längere Beſprechungen 
mit dem ſächſiſchen General v. Hacke und dem Brigade⸗Commandeur 
v. Canſtein. 

* [Prinz Friedrich Carl] behält das Commando über die 
preußiſchen Truppen. 

[Adreſſe im Herrenhauſe.] Wie es heißt, wird im Herrenhauſe 
eine Adreſſe vorbereitet; dieſelbe ſoll am Sonnabend eingebracht, am Mon⸗ 
tag discutirt werden. 

[Nationaldank.] Von einem Anonymus aus Breslau iſt 
der Nationaldank⸗Stiftung für Veteranen zur Verwendung für ihre 
Zwecke die Summe von 800 Thlr. überwieſen worden, welches mit 
dem Ausdruck des innigſten Dankes für die den hilfsbedürftigen Vete⸗ 
ranen durch dies reiche Geſchenk bewieſene Fürſorge hierdurch zur öffent 
lichen Kenntniß gebracht wird. f 

(Beſchlagnahmen.] Die geſtrige „Börſen⸗Ztg.“ iſt confiscirt 
worden. Daſſelbe Blatt iſt vom Frhrn. Senfft⸗Pilſach wegen Injurien 
belangt worden. — Geſtern wurde in hieſigen Buchhandlungen, ſowie 
bei einzelnen Spediteuren von Flugſchriften ꝛc. nach der Schrift „Das 
Junkerthum, wie es entſtanden iſt und wie weit es uns gebracht hat, 
von P.“ (Gotha, Stollberg'ſche Verlagsbuchhandlung) gefragt und ſoll 
dieſelbe confiscirt worden ſein. 

„ [Beſchlagnahme.] 


worden. N 
Deut ſchland. 


Lübeck, 15. Dez. [Das preußiſche Militär.] Hinſichtlich 
des Zeitpunktes, an dem wir das preußiſche Militär zu erwarten ha⸗ 
ben, hört man, daß daſſelbe früheſtens am 23. d. M. hier eintreffen 
wird, indem es am 18. in Mecklenburg einrückt, dort vorläufig in den 
Aemtern Hagenow und Wittenburg einquartirt und einige Tage darauf 
nach Lübeck dirigirt werden ſoll. * 


Ruf land. 
Unruhen in Polen. 

#+# Warſchau, 16. Dezbr. [Die ſogenannte Paeifi— 
cation Litthauens. — Entfernung aus Warſchau. — Strenge 
Maßregeln.] Von der Behauptung ruſſiſcher Organe, daß Litthauen 
bereits als pacificirt zu betrachten fei, weiß ich nicht zu jagen, ob dieſe 
Organe ſelbſt getäuſcht ſind oder ob ſie abſichtlich Europa täuſchen 
wollen. Daß aber in Litthauen die nationale Bewegung nicht todt iſt, 
beweiſt unter vielem Anderen die Thatſache, daß in den zwei Gymna⸗ 
fien in Kowno zwei ruſſificirende Lehrer von den Schülern mit dem 
Rufe „Verräther“ mißhandelt wurden, und ſeitdem ohne polizeiliche 
Aſſiſtenz dort nicht zu erſcheinen wagen. — Vergangenen Donnerſtag 
find in Bialyſtock fait in einem Augenblick ſaͤmmtliche Läden von Sol⸗ 
daten geſchloſſen, verfiegelt und der Reihe nach einer Reviſton unter⸗ 
worfen worden. Wozu, fragt man ſich, ſolche Ungeheuerlichkeiten in 
einem pacifieirten Lande? — Der Oberpolizeimeiſter veröffentlicht 


Die „Tribüne“ iſt polizeilich confiscirt 


beſitzer, Gutspächter und Gutsverwalter, jo wie deren Familien, 
die gegenwärtig in Warſchau wohnen, verpflichtet ſind, binnen 
7 Tagen von heute ab nach den Kreisſtädten ſich zu begeben, in deren 
Bevölkerungsliſten fie eingeſchrieben find, oder, wenn fie wollen, nach 
ihren Beſitzungen. Es iſt den erwähnten Bürgern verboten, ohne Er⸗ 
laubniß der ortlichen Kriegschefs aus dem Kreiſe ſich zu entfernen, 
welche letzteren unter perſönlicher Verantwortlichkeit nur ſolchen Perſo⸗ 
nen die Entfernung aus den Kreiſen geſtatten werden, welche Vertrauen 
verdienen, und auch dann nur unter vollkommen gegründeten Urſachen. 
Diejenigen, welche in der feſtgeſetzten Zeit von hier nicht verreiſen wer⸗ 
den, zahlen in den erſten drei Tagen 10, in den folgenden 25 Rubel 
pro Tag. Lewſzyn.“ (Vergl. die telegr. Depeſche im heutigen Mor: 
genblatt.) — Der „Dziennik“ widerlegt mehrere Mittheilungen des 
„Journal dei Debatä“ in Betreff der Deportationen und des Verhal⸗ 
tens der Kriegsgerichte. Die Thatſachen, von denen hier die Rede iſt, 
ſind mir unbekannt; da aber unter andern auch die Anwendung der 
Tortur geleugnet wird, darauf hinweiſend, daß ein Ukas die Tortur ja 
abgeſchafft hat, ſo kann ich nicht umhin aufs Feierlichſte zu erklä⸗ 
ren, daß die Tortur, trotz des Ukaſes vielfach angewendet 
wurde. Ob ſie in dieſem Augenblicke noch angewendet wird, weiß 
ich nich. — Aus den Nachrichten aus der Provinz im „Dziennik“ 
hebe ich hervor, daß am 22. vorigen Monats in dem Dorfe 
Falki Inſurgenten einen dimiſſtonirten Soldaten erſchoſſen haben, wobei 
ein gewiſſer Jankowski, Einwohner jenes Dorfes, betheiligt war. Auf 
Befehl des Kriegschefs jenes Kreiſes iſt deshalb das Haus des Jan⸗ 
kowski verbrannt, und das Inventar den Ueberbliebenen des Erſchoſſe⸗ 
nen gegeben, das Dorf iſt zu 500 Rubel Contribution, und die Ein⸗ 
wohner der Umgegend, im Umfange von 5 Werſt, ſind zur Zahlung 
von 10 Rubel pro Haus verurtheilt worden. 


Breslau, 18. Dezbr. 
ſind auf der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Bahn die beiden Extrazüge ab⸗ 
gegangen, welche das erſte und das Füfilier-Bataillon des 3. Garde⸗ 
Grenadier⸗Regiments nach ihren Beſtimmungsorten Köpnick und Für⸗ 
ſtenwalde führten. Die Regimentsmuſik fuhr mit dem erſten Bataillon, 


das zweite war beim Aus marſch von der Artillerie Kapelle begleitet. 


Aus Hirſchberg wird uns gemeldet, daß in Klein⸗Aupa („Grenz⸗ 
Bauden ), die den Beſuchern des Rieſengebirges wohlbekannte Wein⸗ 
handlung des Herrn Blaſchke in der Nacht vom Sonntag zum Mon: 
tag ein Raub der Flammen geworden iſt. 


Breslau, 18. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. — 3. U.⸗P. 3 F. 1 8. 


Folgendes: Auf höheren. Befehl wird bekannt gemacht, daß Guts⸗ 


Heute Morgen um 8, reſp. 9 Uhr] Er 


meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei Ard. Pa Luft⸗ Winde 

in Parifer Linien, die Tempera- Tempe⸗ richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer, ratur. Stärke. 

Breslau, 17. Dez. 10 U. Ab.] 330,47 72,8 W. I. Ueberwölkt. 
18. Dezbr. 6 U. Mrg.] 331,20 | +16| S. 1. Trübe, 


Telegrapbifche Courſe und Börfen-Machricbten. 

Paris, 17. Dez., Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war heute matt. Die Rente 
eröffnete zu 66, 45. Als ſich das Gerücht von einer neuen Erhöhung des 
Disconts verbreitete, wich die Rente bis 66, 25 und ſchloß bei geſchäftsloſer 
Börſe 15 dieſem Courſe. Auch die übrigen Werthpapiere waren ſehr flau. 
Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 66, 25. Ital. 5proz. Rente 71, 45. Italien. 
neueſte Anleihe —. Zproz. Spanier 51 5 Iprz. Spanier 47%. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 397, 50. Credit⸗Mobilier Aktien 1027, 50. Lombard. 
Eiſenbahn⸗Aktien 521, 25. 

London, 17. Dez., Nachm. 3 Uhr. Türkiſche Conſols 46%. Wetter 
kalt. Conſols 91. Iproz. Spanier 47%, Mexikaner 33%. öproz. Ruſſen 
91. Neue Ruſſen 88. Sardinier 85. 3 

Der Dampfer „City of Baltimore“ iſt in Cork eingetroffen wit 1 Mill. 
53,350 Doll. an Contanten. 

Wien, 17. Dezember, Nachmittags 12½ Uhr. Matter. Sprozentige 
Metalliques 73, —. 4 proz. Metalliques 64, 50. 1854er Looſe 93 
Bank⸗Aktien 786, —. Nordbahn 171, 50. National⸗Anlehen 80, —. 
Credit⸗Aktien 183, —. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, —. London 
118, 50, Hamburg 89, —. Paris 46, 75. Gold —. Böͤhmiſche Weit 
bahn ne —. Neue Looſe 140, 40. 1860er Looſe 92, 60. Lomb. Eiſen⸗ 

ahn 252, —. 
„Frankfurt a. M., 17. Dez., Nachm. 2% Uhr. Ungünſtige politiſche Nach⸗ 
richten und niedrigere auswärtige Notirungen verurſachten einen merklichen 
Rückgang in öſterreich. Effekten. Böhmiſche Weſtbahn 65%. Finnl. Anl. 83%. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Berbach 139%. Wiener Wechſel 7%. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 217%. Darmſt. Zettel⸗Bank 248%. Sproz. Metall. 59%, 
proz. Metall. 52%. 1854er Looſe 75%. Oeſterr. National⸗Anleihe 64%, 
ed Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 175, Oeſterr. Bankantheile 7 
Oeſterreich. Credit » Aktien 177. Neueſte öſterreich. Anleihe 77. Oeſterr. 
Slifabetbahn —. Rhein⸗Nahebahn 25%. Heſſiſche Ludwigsbahn —. 
Hamburg, 17. Dez., Nachm. 2 Uhr 3) Min. Die Börſe ſchloß bei 
ſtarken Schwankungen matt. Umſätze ziemlich bedeutend. Wetter unange⸗ 
nehm und naß. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 67 B. Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 75 B. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 102. Rheiniſche 
94%. Nordbahn 54%, Disconto 4% eher Old. J 

amburg, 17, Dezbr. [Getreidemarkt] leblos. Weizen loco 1 bis 
2 Thlr. niedriger. Oel loco und pr. Dez. 23%, pr. Mai 24 —24. Kaffee 
geringe Umſätze. Zink umſatzlos. 
3 —— WEN — Uͤ—ẽ :. —— 


Berliner Börse vom 17. Dezember 1863. 


Eisenbabn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1861 1842 Zt. 
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dito 185614421004, ba. Berg.-Märkisch 5 107 be. 
dito 18874 o. Berlin-Anhalt. 8 155 à 154 bz 
dito 185014%,1994, ba. Berlin-Hamburg] 6 122 br. 
dito 1863 @. Berl.-Potsd.-Mg. 11 186 br. 
Staats-Schuldscheine 2. Berlin-Stettin. .. 777 1% 127 k. 
Prüm. Anl. von 1866[3%,|119%, bz Böhm. Westb. . 63% da. 
Berliner Stadt-Obl. ‚441994, ba Breslau-Freib 618 131% b. 
ur- u. Noumkrk. % 1874, ba. Oöln-Minden.. 12 3141176 br. 
$ Pommersche. bz. Cosel-Oderberg.| — a 150%, 4 50 ba. 
E) posensche BE dito St.-Prior.] — Yl- - — 
o ee „ie Bes. C 5 f A b 
93% G. udwgah.-Bex z. 
. %K 6. Magd.-Haiberst. 1225 %% [2964 l. 
Kur- u. Neumärk. 1 Magd.-Lelpzig. RE 
8 Pommersche. bs. Magd.-Wittenbg.] 114] 1 165 bz. 
8 posenscho 4 just, ba Mainz-Ludwgsh,| 7 122 4 121 be. 
I Preussische. 4 1% be. Mecklenburger, .| 2 4 J % bau. B. 
Westph. u. Rhein. d 0% B. Neisge-Brieger. .| 3 81 bs. 
Sächsische. 4 6 ½ bz. Niedrachl.-Märk.| 4 * 
(Schlesische . . 8 ord- . Zweb.] 1% 23 8 
Louisd'or 110 C. Dest.Bankn. 88 % ba. N 7 2 
Goldkronen 9.64 6. ola Bank. 1 * u - 755 — — 
Ausländische Fonds, dito C. fle — 4 152 ba. 
— bz. 


Oesterr. Metalliques.j5 461 ½ br. 
ns 16 14 66 
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7 er * ü 139 & 138 ba 
dito e r (71% 4 4 r un» 
dito ger Pr.-A. 4 J re ns 
dito - Eisonb-L. | r 4 % be. || Rhein-Nahebahn! — | — 4 123 etw. bau. 
2 ee ——9 2 Ahr. rt. K.Gldb. 37 444 1214107 ba. 7 
dito Poin. Sch.-Ob.|4 |70%, ba. rec RL 15 1 PER 
gol and „ Thüringer 6% 122 etw. bz. 
een, bl. a 500 Fila Paß d. 
eln, Obl. a le 3 
‚ dito 4 200 FL 67 U. Bank und Industrie-Paplere. 

dito 4 200 Frl. - — Berl. Kassen-V. | 644; 8614 1115 8. 
Kurhess. 40 Thlr. . . [52% G. Braunschw. B. 4 |4 4 68 8. 

Baden. 35 Fl. Loose. — 30 2. Bremer Bank. 5 > \ 8 104% 6. 

Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. nnn 
Berg.-Märkische 44% rei an Geraer Bank. ..| 5%) 71414 90% „ty. be, 

Ta) a KARA IE 
Ohne ber be Hanb, Nord. E. 4% % | Cm 
öln-M inden. 9 Voreins-B.] 5 % 64,14 103% 6. 

dito 1L]5 102 B Königsberger B.| 5 5% 1 100%. 

dito 6 Luxemburger B. 10 |10 4 103 6. 

dito un] 97 / R. Magdeburger B. 47 8. 

5 Ya 890% ba. re - 5 2% etw. be 
008.-Oderb. (Wilh. 00 86% G. — De 1 35 ** 655 B. 
Nioderschl. Märk.. 4 @ E e 

dito  comv.jd 2% 0 Berl. Hand.-Ges.| 5 | 9 |s 103% E 
dito 984 G. Coburg. Credb. A. 3 | 8 4 |90 etw. bz. 
dito IV. . armstädter „ 5 | 6½ 4 |85% b 
Nioderschl. Zweigb. 9 0 Dessauer „el 12% etw, bau. 0 
Ne . 4 39 G. . 6 7 4 m; BR 
„ A. Dur ae, anfer Oredb.A.| 2 | 314 48 ¼% 4% 4 

BB. 4665 Lie „ 3% f. bu 

dito C. u. D. 4 917 2 Mefuinger „61 4 % ba. 

dito 4 * MoldauerLds.-B.| — 2% 30 
er Nee Abend Saal. e ba 1% 20 — * 725 ½ be, 
den. m 5 8 .. 1 283 benB . Bank-Ver. 6 4 |ı ba 

ein. v. St. gar. q 44% — Minor ya — = ls [21br. 
Rhein.-Nahe-B. gar..144197% ba Fbr.r.Eisenbbät.| — | — la 8 br. 
f Wechsel- Course. 
Amsterdam 280 Fl. . 10.142 bs. Augsburg 100 Fl. % M.I56. 22 ba, 

dito dito 2 M. 14% ba. Leipzig 100 Thir. ....|8 T. 0 4 G. 

Hamburg 300 Mk.. . . T-|152 b. dito dito 2 M. % G. 
dito dito N 4.1507, bz. Frankfurt a, M. 100 F1.[2 M./56. 22 . 
London 1 Lt... 3 M. b. 184, ba. Petersburg 100 8.-R. 3 W. ud ba. 
Paris 300 Fres . 2 M. 79% ba. dito dito 3 M. 2% br 
Wien 150 Fl. . . . .f. T. 8 be. Warschau 90 fl.-R. 8 T.J88 % ba 
dito dito 2 M. 83 bz. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 100 % ba. 
Breslau: 18. Dezbr. Wind: Weit. Wetter: herbſtlich. Thermo⸗ 


h 3° Wärme. 


gr. — 
en wenig beachtet. — Widen 
— Schleſiſche Bohnen fal. — Sclaglein vernach⸗ 


ER See. EM. 

Weißer Weizen 53—62—67 Wicken 45—47— 50 
Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Sunn 8 Urne. 

Hefe . 39—41—43 Schlag⸗Leinſaat. —165— 185 

NL N 30—33—37 Winter⸗Raps. 184— 194-204 

afer EEE 26—28—30 Winter⸗Rübſen 173-180-193 

. 5—50—54 Sommer-Rübfen... 145—155—167 


feſt, — rothe ordinäre 10—11 Thlr., mittle 11 
bis 12% Thlr., feine 12 21 Thlr., hochfeine bis 185 ug ße 
A mittle 13% 15% Thlr., feine 16%—17% Thlr., 


tr. 
Thlr. pr. Centner. 


Nobes Rübol pr. Gtr eg zemb ub 
| r. Ctr. loco r. ember 10% Thlr., Frühja 
10% Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 85 % duales a 167 A. 


Drud von Graß. Barth und Comp. Mb, Het in bre, 
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guten Waſſerſtandes der Oder blieb 


